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Ausgangslage und Fragestellungen

Die Eltern eines 16-jährigen Jugendlichen leben seit 2002 eheschutzrichterlich getrennt. Das Eheschutzgericht hat damals die Obhut über den Knaben der Mutter zugeteilt, bei der dieser auch bis April 2006 gelebt hat.

Aufgrund von Verhaltensauffälligkeiten in der Schule wurde eine Fremdplatzierung erwogen, woraufhin die Mutter den Jugendlichen zum Vater platziert hat. Seit dieser Umplatzierung besucht der Junge die Schule in der neuen Aufenthaltsgemeinde und nach vorübergehender Uneinigkeit über den Aufenthalt des Jugendlichen haben sich die Eltern auf folgende Lösung geeinigt:

· der Jugendliche soll weiterhin beim Vater leben und dort die Schule besuchen

· falls der Schulbesuch am neuen Aufenthaltsort scheitern sollte, wird der Jugendliche in eine stationäre Einrichtung platziert

· zur Unterstützung der Eltern und zur Vermittlung bei Erziehungskonflikten zwischen den Eltern wird eine Erziehungsbeistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB errichtet.
Der zuständige Sozialdienst erkundigt sich, 

· welche Vormundschaftsbehörde für die Errichtung der Beistandschaft zuständig sei, diejenige am Aufenthaltsort des Jugendlichen oder diejenige am Wohnsitz der Mutter, welche die (rechtliche) Obhut hat

· ob die Obhut umgeteilt werden müsse, wenn der Jugendliche sich dauernd beim Vater aufhalte

· wer für eine allfällige Obhutsumteilung zuständig sei, die VB oder das Eheschutzgericht.

Erwägungen

1. Kindesschutzmassnahmen sind grundsätzlich von der Vormundschaftsbehörde anzuordnen (Art. 315 Abs. 1 ZGB). Die ehegerichtliche Zuständigkeit bildet die Ausnahme (Art. 315a Abs. 1 ZGB). Im vorliegenden Fall hat das Eheschutzgericht die Obhut über den Jugendlichen der Mutter zugeteilt und keine weiteren Kindesschutz-massnahmen angeordnet.
2. Örtlich zuständig sind die vormundschaftlichen Behörden am Wohnsitz des Kindes (Art. 315 Abs. 1 ZGB). Der Wohnsitz des Kinds bestimmt sich nach den Regeln von Art. 25 Abs. 1 ZGB. Danach gilt als Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Sorge der Wohnsitz der Eltern, und wenn diese (wie im vorliegenden Fall) keinen gemeinsamen Wohnsitz haben, der Wohnsitz des Elternteils unter dessen Obhut das Kind steht. Gemeint ist die rechtliche Obhut (das Aufenthaltsbestimmungsrecht), die hier der Mutter zusteht und nicht die faktische Obhut beim Vater (BSK-Staehelin ZGB Art. 25 N 5). Demnach ist grundsätzlich die VB am Wohnsitz der Mutter zuständig für die Errichtung der Beistandschaft. Nach Art. 315 Abs. 2 ist jedoch auch die Behörde am Aufenthaltsort des Kindes zuständig wenn das Kind bei Pflegeeltern oder sonst ausserhalb der häuslichen Gemeinschaft der Eltern lebt. Es handelt sich dabei um eine sog. konkurrierende oder rechtlich gleichwertige Zuständigkeit, d.h. aus dem Gesetz ist keine „Hierarchie“ der Zuständigkeit abzuleiten. Diese ergibt sich aus den konkreten Verhältnissen. Es muss die Behörde handeln, die mit den Verhältnissen besser vertraut ist und den Schutz des Kindes besser wahrnehmen kann, hier wohl die Behörde am Wohnsitz der Mutter (Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, 1999 N 27.59). Dies setzt i.d.R. eine Verständigung zwischen den beteiligten Behörden voraus. 
3. Tritt nach Abschluss eines ehegerichtlichen Verfahrens (im vorliegenden Fall Eheschutzverfahrens`) neu Handlungsbedarf zum Schutz des Kindes auf, so ist nach der Grundregel (Art. 315 Abs. 1 ZGB) die Vormundschaftsbehörde zuständig, da in dieser Situation keine richterliche Zuständigkeit nach Art. 315a Abs. 1 oder 2 besteht. Sind jedoch allgemein kinderbezogene Trennungs- oder Scheidungsnebenfolgen neu zu regeln, gilt Art 134 ZGB, der auch bei der Abänderung einer eheschutzrichterlichen Anordnung sinngemäss beigezogen wird (Art. 315b Abs. 1 Ziff. 3). (BSK-Breitschmid ZGB Art. 315-315b N 10a). Bei Einigkeit der Eltern über die Neuregelung der elterlichen Sorge und des Unterhalts ist die Vormundschaftsbehörde zuständig für die Neuregelung und die Genehmigung des Unterhaltsvertrages (Art. 134 Abs. 3 ZGB). Bei Uneinigkeit ist das zuständige Gericht anzurufen (Art. 134 Abs. 4 ZGB), das dann auch allfällige Kindesschutzmassnahmen anordnet (Art. 315b Abs. 1 Ziff. 3 ZGB).
4. Die örtliche Zuständigkeit bei einem allfälligen neuen Eheschutzverfahren richtet sich nach dem Gerichtstandsgesetz. Danach ist für Eheschutzmassnahmen sowie für Gesuche um Änderung, Ergänzung oder Aufhebung der angeordneten Massnahmen zwingend das Gericht am Wohnsitz einer Partei zuständig, d.h. die klagende Partei kann einen dieser beiden Gerichtsstände wählen (GestG Art. 15 Abs. 1 Bst.a).
5. Eine Umteilung der rechtlichen Obhut ist nicht zwingend. Die Mutter ist als Inhaberin der Obhut berechtigt, das Kind beim Vater (der zudem immer noch Inhaber der elterlichen Sorge ist), bei Pflegeeltern oder ohne behördliche Mitwirkung in eine stationäre Einrichtung zu platzieren. Möglicherweise ist dies jedoch zur Schaffung klarer Verhältnisse und zur Verhinderung eines „Hin und Her“ in Konfliktsituationen gewünscht. In diesem Fall ist nach den in Ziff. 3 dargelegten Regeln bei Einigkeit der Eltern die Vormundschaftsbehörde und bei Uneinigkeit das Eheschutzgericht zuständig.
6. Die Umteilung der faktischen Obhut hat i.d.R. Auswirkungen auf die Regelung der Unterhaltspflicht. Im vorliegenden Fall ist der Vater vom Eheschutzgericht 2002 wohl zu Unterhaltsbeiträgen verpflichtet worden. Wenn nun der Jugendliche bei ihm lebt und der Vater mehrheitlich die Erziehung übernimmt, ist die Aufteilung des Unterhaltsbedarfs auf die beiden Eltern neu auszuhandeln. Ein entsprechender Vertrag ist, wie in Ziff. 3 dargelegt, von der Vormundschaftsbehörde zu genehmigen (Art. 287 Abs. 1 ZGB).

Niederrohrdorf, 10. Juli 2006 

Christoph Häfeli

